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Bonn, den 26. Juni 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Anfrage Nr. 84 der Abgeordneten 1 rau Korspeter r 
Frau Döhring, Priehe. Richter (I rankfurt) und Fraktion 
der SPD 

- Nr. 1026 der Drucksachen - 

betr. Auswirkung der Leistungssteigerungen des 
Sozialversicherungs-Anpassungsgesetzes. 


Die Anfrage Nr. 84 betr. Auswirkung der Leistungssteigerungen 
des Sozialversicherungs- Anpassungsgesetzes vom 7. Juni 1950 
beantworte ich wie folgt: 

Zu I: Die Verbindung mit den Ländern ist aulgenommen 
worden. Die Antworten der Länder auf die an sie ge- 
richteten Anfragen stehen zum Teil noch aus. 

Zu 2: Gegen die Ausführung des Beschlusses des Deutschen 
Bundestages vom 1. Februar 1950 haben sich die mei- 
sten Länder, die kommunalen Spitzenverbände, der 
Deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge 
sowie der Finanzausschuß des Deutschen Bundesrates 
ausgesprochen. Die erhobenen Bedenken sind mit einer 
Reihe von Gründen belegt worden. 

Das Problem der teilweisen Nichtanrechnung von Ein- 
kommen steilen auf die Fürsorgeunterstlitzung wird durch 
das Bundesministerium des Innern unter Abwägung aller 
Gesichtspunkte vor allem daraufhin geprüft, daß auf 
jeden Fall nur eine sozial gerechte, d. h. die berechtigten 
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Belange aller Empfänger von Eürsorgeleistungen be- 
rücksichtigende Regelung getroffen werden darf. Diese 
Prüfung erfordert, da der Bundestagsbeschluß die Frage 
der Aufgaben der öffentlichen f iirsorge im Verhältnis 
zu den übrigen Sozial-Leistungen des Staates (Sozial- 
versicherung, Versorgung, Entschädigung) aufwirft, einge- 
hende Untersuchungen und Verhandlungen. Sie sind 
noch nicht abgeschlossen. Ein Gesetzentwurf kann erst 
nach Abschluß dieser Erörterungen vorgelegt werden. 


Dr. Dr. Heinemann 



